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S I T Z U N G S N I E D E R S C H R I F T  
 

Gremium 
 

Hauptausschuss 
Sitzungsort 

Sitzungssaal, 2. OG, VG I, Hauptstraße 14, 58332 Schwelm  
Datum 

15.09.2016 
Beginn 

17:04 Uhr 
Ende 

19:26 Uhr 

 
Zur heutigen Sitzung sind folgende Damen und Herren ordnungsgemäß eingeladen 
worden und sind anwesend: 
 
Mitglieder 
 
Kick, Hans-Werner    
Philipp, Gerd E.    
Philipp, Sylvia Dr.    
Schier, Klaus Peter    
Flüshöh, Oliver    
Lusebrink, Hans-Otto    
Müller, Michael    
Rüttershoff, Heinz-Joachim    
Stark, Wolfgang    
Gießwein, Brigitta    
Gießwein, Marcel    
Feldmann, Jürgen    
Burbulla, Johanna    
Stutzenberger, Olaf ab 17:17 Uhr - TOP A 10 
Bockelmann, Christian Dr.    
 
Vorsitzende 
 
Grollmann, Gabriele    
 
stellv. Vorsitzende 
 
Hortolani, Frauke Dr.    
Sartor, Christiane    
 
Sitzungsteilnehmer/innen von der Verwaltung 
 
Fröhlecke, Ramona    
Guthier, Wilfried    
Heringhaus, Petra    
Jansen, Matthias    
Menke, Olaf    
Mollenkott, Marion    
Rath, Christiane    
Rudolph, Heike    
Rüth, Christian    
Schweinsberg, Ralf    
Striebeck, Thomas    
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Schriftführer/in 
 
Söhner, Edeltraud    
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A Öffentliche Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung und Begrüßung durch die/den 

Vorsitzende/n 
   

 
2 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der 

Beschlussfähigkeit 
   

 
3 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 

23.06.2016 
   

 
4 Fragen der Einwohner/innen an Hauptausschuss und 

Verwaltung 
   

 
5 Mitteilungen    
 
6 Mitteilungen / Anträge des Behindertenbeirates    
 
7 Bestellung eines neuen beratenden 

Ausschussmitgliedes 
139/2016 

 
8 Beschwerde nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-

Westfalen (GO NRW) - "Rücknahme der Erhöhung der 
Grundsteuer B" 

142/2016 

 
9 Beschwerde nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-

Westfalen (GO NRW) - "Rücknahme der Erhöhung der 
Grundsteuer B" 

143/2016 

 
10 Gesellschaft für Stadtmarketing und 

Wirtschaftsförderung (GSWS) 
   

 
10.1 Tätigkeitsbericht 2015 der Gesellschaft für 

Stadtmarketing und Wirtschaftsförderung (GSWS) - 
Präsentation 

   

 
10.2 Zukünftige Ausrichtung der Gesellschaft für 

Stadtmarketing und Wirtschaftsförderung (GSWS) 
   

 
11 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 66 "Bahnhof Loh" 

- Abwägung und Beschlussfassung aus der Beteiligung 
der  
  Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB 
- Abwägung und Beschlussfassung aus der Beteiligung 
der  
  Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
  gem. § 4 (2) BauGB 
- Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB 

149/2016 
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12 Satzung über die Erhebung von Kostenersatz und 
Entgelten bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr 
Schwelm und über die Festsetzung der Höhe des 
Ersatzes des Verdienstausfalls an beruflich selbständige 
ehrenamtliche Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr 
Schwelm sowie über die Gewährung einer Zulage für 
private Arbeitgeber vom 22.09.2016 

158/2016/1 

 
13 Haushalt 2017    
 
14 Zentralisierung der Verwaltung    
 
15 Antrag der Fraktion DIE BÜRGER vom 24.06.2016 - 

"Neukonstituierung der Ausschüsse" 
170/2016 

 
16 Fragen / Mitteilungen des Ausschusses an die 

Verwaltung 
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 A Öffentliche Tagesordnung 
 
 
1 Eröffnung der Sitzung und Begrüßung durch die/den 

Vorsitzende/n 
   

 
Die Bürgermeisterin Frau Gabriele Grollmann eröffnet die Sitzung des 
Hauptausschusses und begrüßt alle Anwesenden.  
 
 
2 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der 

Beschlussfähigkeit 
   

 
Anschließend stellt sie fest, dass form- und fristgerecht zur Sitzung geladen worden 
sei und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
Zu den Tagesordnungspunkten bzw. den Vorlagen gibt sie nachstehende Hinweise: 
 

 Zum TOP A 10.2 – Zukünftige Ausrichtung der GSWS – liegt ein 
Konzeptentwurf  der FDP-Fraktion für die Aufstellung der Wirtschaftsförde-
rung in Schwelm aus (Das Konzept ist dem Protokoll als Anlage beigefügt.) 
 

 Unter TOP A 12 wird die VL 158/2016 durch die Ergänzungs-VL 158/2016/1 
ersetzt. 
 

 Bei VL 149/2016 musste die Anlage 14 ausgetauscht werden. 
 

 Der TOP B 7 – Herstellung der Direktvergabefähigkeit der VER bzw. VER 
(neu) – wurde durch Vorlage 176/2016 mit Erläuterung des zugrunde 
liegenden Sachverhaltes ergänzt. 

 
Nachdem keine Fragen oder Einwände zur Tagesordnung und ihren vorgetragenen 
Hinweisen erhoben werden, steigt Frau Grollmann in die Tagesordnung ein. 
 
 
3 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 

23.06.2016 
   

 
Die Niederschrift wird genehmigt. 
 
 

Abstimmungsergebnis: einstimmig: x 

 
 
4 Fragen der Einwohner/innen an Hauptausschuss und 

Verwaltung 
   

 
keine 
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5 Mitteilungen    
 
Herr Schweinsberg gibt einen Sachstandsbericht zu dem im Finanzausschuss am 
25.08.2016 erteilten Auftrag an die Verwaltung, zu prüfen, welche Möglichkeiten es 
geben könne, gegen die „fehlerhafte“ Verteilung der Finanzmittel bzgl. der Kosten für 
Asylbewerber vorzugehen. Zunächst werde das Ergebnisse aus dem Termin der 28 
Städte mit allen Fraktionen des Landtages NRW und das des nächsten Treffens der 
Hauptverwaltungsbeamten abgewartet.  
 
 
6 Mitteilungen / Anträge des Behindertenbeirates    
 
keine 
 
 
7 Bestellung eines neuen beratenden 

Ausschussmitgliedes 
139/2016 

 
Der Hauptausschuss nimmt die Ausschussumbesetzung zur Kenntnis.  
 
 
8 Beschwerde nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-

Westfalen (GO NRW) - "Rücknahme der Erhöhung 
der Grundsteuer B" 

142/2016 

 
Die Bürgermeisterin schlägt vor, die Tagesordnungspunkte A 8 und A 9 gemeinsam 

zu beraten. Nachdem kein Widerspruch erfolgt, bittet sie die Kämmerin Frau 

Mollenkott um ihre Ausführungen. 

Frau Mollenkott erläutert zur Vorlage 142/2016, dass es nicht zutreffend sei, dass die 
Grundsteuer seit 2014 vier Mal erhöht worden sei und stellt die stattgefundenen 
Erhöhungen vor. Zu dem Vorwurf der „erdrosselnden Wirkung“ führt sie aus, dass 
von einer solchen auszugehen wäre, wenn die Mehrheit der Steuerpflichtigen nicht in 
der Lage wäre, die Steuer aufzubringen. Im Verhältnis zum Immobilienwert und zum 
allgemeinen Einkommen komme der Grundsteuer nur eine geringere finanzielle 
Belastung zu. In diesem Einzelfall betrage der Erhöhungsbetrag rd. 10 € monatlich. 
 

Zur Vorlage 143/2016 teilt sie mit, dass die Beschwerdeführerin parallel gegen den 
Grundsteuer – Änderungsbescheid 2016 Widerspruch erhoben habe, mit dem 
Hinweis auf die Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit der Grundsteuer. Ihr wurde 
mitgeteilt, dass es hierzu bereits eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
gebe und eine Verfassungsbeschwerde seinerzeit nicht angenommen worden sei. 
Sie habe daraufhin den Widerspruch zurückgezogen; der Änderungsbescheid sei 
inzwischen bestandskräftig. Dennoch halte die Beschwerdeführerin ihre 
vorgebrachte Beschwerde nach § 24 Gemeindeordnung NRW aufrecht. 
 
Die Verwaltung sehe in beiden Fällen keine Anknüpfungspunkte, den Beschwerden 
stattzugeben und schlage mithin nachstehende Beschlussfassung vor: 
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Die Verwaltung wird beauftragt, den Beschwerdeführern mitzuteilen, dass die 
Beschwerde eingegangen und beraten worden sei, der Ansicht aber nicht 
gefolgt werden könne. 

 
Auf Nachfrage des Herr Feldmann nach den Namen der Beschwerdeführer wird auf 
Mitteilung im nichtöffentlichen Sitzungsteil verwiesen. 
 
Anschließend bittet Frau Grollmann um Abstimmung über den vorgeschlagenen 
Beschlusswortlaut, der beiden Petenten jeweils mitgeteilt werden solle. 
 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Beschwerdeführern mitzuteilen, dass die 
Beschwerde eingegangen und beraten worden sei, der Ansicht aber nicht gefolgt 
werden könne. 
 
  

Abstimmungsergebnis: einstimmig: x 

 
 
9 Beschwerde nach § 24 Gemeindeordnung Nordrhein-

Westfalen (GO NRW) - "Rücknahme der Erhöhung 
der Grundsteuer B" 

143/2016 

 
Siehe Ausführungen unter TOP A 8!  
 
Beschluss: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Beschwerdeführern mitzuteilen, dass die 
Beschwerde eingegangen und beraten worden sei, der Ansicht aber nicht gefolgt 
werden könne. 
 
  

Abstimmungsergebnis: einstimmig: x 

 
 
10 Gesellschaft für Stadtmarketing und 

Wirtschaftsförderung (GSWS) 
   

 
10.1 Tätigkeitsbericht 2015 der Gesellschaft für 

Stadtmarketing und Wirtschaftsförderung (GSWS) - 
Präsentation 

   

 
Zum Themenkomplex GSWS schlägt Frau Bürgermeisterin Grollmann vor, die 
Tagesordnungspunkt A 10.1. und 10.2 zusammen aufzurufen, da die unter 10.1 von 
Frau Beyer vorgestellte Präsentation sowohl eine Rückschau beinhalte, als auch 
einen Ausblick nach vorne und damit in den Tagesordnungspunkt 10.2 hineinrage. 
 
Nachdem Einverständnis signalisiert wird, bittet Frau Grollmann Frau Beyer zunächst 
um ihre Präsentation, die Frau Beyer im Anschluss vorführt. 
(Die Präsentation in dem Protokoll als Anlage beigefügt.) 
 
Im Anschluss beantwortet Frau Beyer Fragen des Gremiums. 
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Nach sich anschließendem Meinungsaustausch über die zukünftige Ausrichtung der 
GSWS verständigen sich die Ausschussmitglieder darauf, einen Arbeitskreis unter 
Beteiligung aller Fraktionen zu bilden, in dem die Fragestellung samt Ideen und 
Vorschläge diskutiert werden können.  
Hierzu werde die Bürgermeisterin zu einem ersten Arbeitsgespräch einladen, 
nachdem die Ergebnisse der Kommanditisten aus der Gesellschafterversammlung 
vorliegen.   
 
 
10.2 Zukünftige Ausrichtung der Gesellschaft für 

Stadtmarketing und Wirtschaftsförderung (GSWS) 
   

 
Siehe Ausführungen unter TOP A 10.1!  
 
 
11 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 66 "Bahnhof 

Loh" 
- Abwägung und Beschlussfassung aus der 
Beteiligung der  
  Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB 
- Abwägung und Beschlussfassung aus der 
Beteiligung der  
  Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange  
  gem. § 4 (2) BauGB 
- Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB 

149/2016 

 
Herr Flüshöh trägt Bedenken zum Thema Immissionsschutz und der verkehrlichen 
Erschließung bei dem in Rede stehenden Bereich je nach Fortschreitung der 
Nutzung vor.  
 
Die Problematik wird umfangreich mit ausführlichen Erläuterungen des Herrn Guthier 
erörtert.  
 
Da noch kurzfristig Gutachten eingegangen sind, beantragt Herr Flüshöh, die 
Beschlussfassung in den Rat zu vertagen. 
  
Frau Grollmann bringt den Vertagungsantrag zur Abstimmung. 
 
Beschluss: 
 
Vertagt in den Rat am 22.09.2016. 
 

Abstimmungsergebnis: einstimmig: x 

 
 
12 Satzung über die Erhebung von Kostenersatz und 

Entgelten bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr 
Schwelm und über die Festsetzung der Höhe des 
Ersatzes des Verdienstausfalls an beruflich 
selbständige ehrenamtliche Angehörige der 

158/2016/1 
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Freiwilligen Feuerwehr Schwelm sowie über die 
Gewährung einer Zulage für private Arbeitgeber vom 
22.09.2016 

 
Herr Rüth fasst zusammen, was zur Erstellung der Vorlage geführt hat und stellt die 
Änderungen vor.  
 
Beschluss: 
 
Die Satzung über die Erhebung von Kostenersatz und Entgelten bei Einsätzen der 
Freiwilligen Feuerwehr Schwelm und über die Festsetzung der Höhe des Ersatzes 
des Verdienstausfalls an beruflich selbständige ehrenamtliche Angehörige der 
Freiwilligen Feuerwehr Schwelm sowie über die Gewährung einer Zulage für private 
Arbeitgeber vom 22.09.2016 wird beschlossen. 
 
 

Abstimmungsergebnis: einstimmig: x 

 
 
13 Haushalt 2017    
 
Frau Mollenkott teilt mit, dass heute mit VL 166/2016 der Etatentwurf 2017 zur 
Haushalts-Einbringung nächste Woche im Rat in das Ratsinformationssystem 
eingestellt worden sei.  
 
 
14 Zentralisierung der Verwaltung    
 
Herr Schweinsberg gibt bekannt, dass gegen die Klageerwiderung der Verwaltung 
gegen die ursprüngliche Klage der Initiatoren des Bürgerbegehrens von diesen 
nunmehr wiederum eine Klageerwiderung bei der Verwaltung eingegangen sei. 
 
 
15 Antrag der Fraktion DIE BÜRGER vom 24.06.2016 - 

"Neukonstituierung der Ausschüsse" 
170/2016 

 
Frau Grollmann räumt zunächst den Antragstellern das Wort ein. 
 
Frau Burbulla erläutert die dem Antrag der Fraktion DIE BÜRGER zugrundeliegende 
Situation. 
 
Dem schließt sich ein umfangreicher zum Teil kontroverser Meinungsaustausch an, 
wie mit dem auslösenden Sachverhalt hätte verfahren werden sollen. 
 
Überwiegend erfolgt ein Apell auf Einigung bzw. Erörterung in der Sitzung des  
Ältestenrates. 
 
Die Verwaltung wird gebeten, eine Stellungnahme des Städte- und Gemeindebundes 
einzuholen. 
 
Herr Stark beantragt Vertagung in die Sitzung des Rates. 
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Frau Grollmann bittet um Abstimmung über den Vertragungsantrag. 
 
Beschluss: 
 
Vertagt in den Rat am 22.09.2016! 
 
  

Abstimmungsergebnis: einstimmig:  

 dafür 13 

 dagegen:  

 Enthaltungen: 5 

 
 
16 Fragen / Mitteilungen des Ausschusses an die 

Verwaltung 
   

 
Herr Stutzenberger bringt eine Frage von ihm an Herrn Schweinsberg in Erinnerung, 
nach drei Monaten nach Anlaufen der Dreifeldhalle eine Kostenübersicht zu 
erstellen, aus der die Kosten für die Stadt ersichtlich seien. 
 
Herr Schweinsberg versichert, diese Anfrage nicht vergessen zu haben und schlägt 
die Beantwortung im nächsten oder übernächsten Liegenschaftsausschuss vor, 
zumal die Belegung quasi erst nach den Schulferien begonnen habe. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unterschriften zu den Seiten 1 bis 10 der Sitzungsniederschrift vom heutigen Tage. 
 

Schwelm, den 16.09.2016 Schriftführerin 
gez.  
Söhner 

Die Bürgermeisterin 
gez.  
Grollmann 
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